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Vorbemerkung

Am 1. Oktober 2017 ist das ,,Gesetz zur Einfiihrung eines familiengerichtlichen Genehmigungsvorbe-
haltes fir freiheitsentziehende MalRnahmen bei Kindern” in Kraft getreten. Seitdem missen freiheits-
entziehende MaBBnahmen (FEM), wie z.B. das Fixieren oder Festhalten von Kindern, die sich in einer
Einrichtung aufhalten, vom Familiengericht genehmigt werden. Bislang unterlagen nur freiheitsentzie-
hende Unterbringungen bei Kindern der Genehmigung des Familiengerichts. FEM fielen dagegen allein
in den Verantwortungsbereich der Eltern, das heil3t sie allein durften darlber entscheiden, ob eine
bestimmte FEM bei ihrem Kind zum Einsatz kommen sollte. Das Fixieren und andere FEM werden von
den Kindern aber oftmals belastender erlebt als die Unterbringung auf einer geschlossenen Station.
Auch befinden sich Eltern, deren Kinder besondere Anforderungen an die Betreuung und den Umgang
mit ihnen stellen, haufig in einer besonderen Belastungssituation. Viele Eltern fiihlen sich dadurch
genotigt, generell in FEM einzuwilligen, damit ihr Kind in eine bestimmte Einrichtung aufgenommen
wird. Durch die Einfihrung eines familiengerichtlichen Genehmigungserfordernisses fiir FEM bei Kin-
dern wird diesen Aspekten Rechnung getragen. Auch kann der Genehmigungsvorbehalt in der Praxis
zu einem reflektierteren Umgang mit FEM fiihren. Die nachfolgenden Fragen greifen den in der Praxis
entstehenden Klarungsbedarf auf und geben Antworten unter Beriicksichtigung der neuen Rechtslage.

Abkiirzungsverzeichnis

BGB Biirgerliches Gesetzbuch

FamFG Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

FEM Freiheitsentziehende MaRRhahme/n

z.B. zum Beispiel

1. Welche FEM unterliegen der richterlichen Genehmigungspflicht?

Unter die Genehmigungspflicht fallen MalRinahmen, die einem Kind lGber einen langeren Zeitraum oder
regelmaRig in nicht altersgerechter Weise die Freiheit durch mechanische Vorrichtungen, Medikamen-
te oder auf andere Weise entziehen (§ 1631b Absatz 2 BGB). Dazu gehdren das Festhalten, Fixieren
oder Sedieren des Kindes, der Einsatz von Therapietischen, Bettgittern, Gurten, Schutzanziigen sowie
der Einschluss in sogenannten Time-Out-Raumen zum Abbau von Aggressionen.

2. Ist die Genehmigungspflicht abhangig vom Aufenthaltsort des Kindes?

Einer Genehmigung von FEM durch das Familiengericht bedarf es lediglich dann, wenn diese bei Kin-
dern vorgenommen werden, die sich in einem Krankenhaus, einem Heim oder einer Einrichtung auf-
halten. Bei diesen Einrichtungen kann es sich um Friihforderstellen, Sozialpadiatrische Zentren, Kinder-
tageseinrichtungen, Schulen, Internate und Wohneinrichtungen handeln. Halt sich das Kind dagegen
im elterlichen Haushalt auf, sind FEM nicht genehmigungspflichtig.

3. Welche MaRnahmen unterliegen keiner richterlichen Genehmigungspflicht?

Nicht genehmigungspflichtig sind Malnahmen in Einrichtungen, die zwar freiheitsentziehend wirken,
aber ausschliefRlich therapeutischen oder medizinischen Zwecken dienen. Wenn z.B. die Fixierung ei-
nes mehrfachbehinderten Kindes im Rollstuhl den Zweck hat, den Kérper aufzurichten und die Atmung
zu erleichtern oder Medikamente zu Heilzwecken verabreicht werden, die als Nebenwirkung die Be-
wegungsfreiheit moglicherweise erheblich einschrinken, liegt keine FEM vor. Dasselbe gilt fiir MaR-
nahmen, die dem Kind in altersgerechter Weise die Freiheit entziehen, wie z.B. der Einsatz von Hoch-
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stihlen und Laufstallen bei Kleinkindern. Die Sicherung von Kindern wahrend der Beférderung zu einer
Einrichtung fallt ebenfalls nicht unter die Genehmigungspflicht.

4. Wer entscheidet, ob eine FEM angewendet werden soll?

Die Entscheidungsbefugnis tiber FEM in einer Einrichtung liegt wie bislang auch bei dem oder den ge-
setzlichen Vertreter/n des Kindes, in der Regel also den Eltern. Lehnen sie von Anfang an oder im Laufe
des Verfahrens eine solche Malinahme fiir ihr Kind ab, fehlt es an einer Entscheidungsgrundlage fir
das Familiengericht. Eine Genehmigung kann dann nicht erteilt werden. Nur wenn sich die Eltern fir
eine FEM bei ihrem Kind entscheiden, muss diese seit 1. Oktober 2017 zusatzlich durch das Familien-
gericht genehmigt werden.

5. Welches Gericht entscheidet iiber die Genehmigung der FEM?

Uber die Genehmigung der FEM entscheidet das zustdndige Familiengericht. Die Familiengerichte sind
Abteilungen der Amtsgerichte, die fiir die Entscheidung von Familiensachen zustandig sind. Ortlich
zustandig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk das Kind dauerhaft wohnhaft ist.

6. Muss die Genehmigung der FEM beantragt werden?

Zur Einholung der richterlichen Genehmigung bedarf es keines formlichen Antrags. Das Verfahren vor
dem Familiengericht wird von Amts wegen eingeleitet, in der Regel aufgrund einer Anregung der EI-
tern oder der Einrichtung (§ 24 Absatz 1 FamFG). Der bzw. die gesetzliche/n Vertreter, in der Regel
beide Elternteile, missen zu erkennen geben, dass die von ihnen gewtlinschte FEM genehmigt werden
soll. Es empfiehlt sich, die Erforderlichkeit, Dauer und Haufigkeit der gewiinschten FEM naher zu be-
grinden. Auch sollte dargelegt werden, weshalb andere, weniger einschrankende MalRnahmen im
konkreten Fall nicht in Betracht kommen. Aufgrund dieser Angaben wird das Familiengericht abwagen,
ob die beantragte FEM zu genehmigen ist oder nicht. Der im Anhang abgedruckte ,,Musterantrag auf
Genehmigung freiheitsentziehender MaRnahmen” soll verdeutlichen, auf welche Aspekte es bei der
Antragstellung ankommt. In der Regel werden die Amtsgerichte eigene Vordrucke fir die Antragstel-
lung zur Verfligung stellen.

7. Benétigt das Kind einen Verfahrensbeistand?

Fiir das Genehmigungsverfahren beim Familiengericht wird dem Kind ein Verfahrensbeistand bestellt
(§ 167 Absatz 1 FamFG). Die Bestellung erfolgt unabhéngig davon, ob der Minderjahrige mit der zu
genehmigenden MaRBnahme einverstanden ist oder nicht und damit auch unabhangig davon, ob im
Einzelfall ein konkreter Interessenkonflikt gegeniliber den Eltern besteht. Der Verfahrensbeistand wird
regelmaRig auch als ,Anwalt des Kindes” bezeichnet. Er hat die Aufgabe, die Interessen des Kindes zu
vertreten und kann zu diesem Zweck Antrage stellen, Rechtsmittel einlegen und an den Anhdrungen
teilnehmen. Zum Verfahrensbeistand kann jeder bestellt werden, eine bestimmte Ausbildung ist nicht
zwingend erforderlich. Die Auswahl eines geeigneten Verfahrensbeistandes (ibernimmt das Familien-
gericht.

8. Wird das Jugendamt zum Verfahren hinzugezogen?

Das zustandige Jugendamt ist stets zum Genehmigungsverfahren hinzuzuziehen (§ 162 FamFG). Ter-
mine und Entscheidungen sollen dem Jugendamt durch das Familiengericht bekannt gemacht werden.
Das Jugendamt ist anzuhoren und kann Beschwerde einlegen, wenn es mit der Entscheidung des Fami-
liengerichtes nicht einverstanden ist.
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9. Muss ein Arzt die FEM befiirworten?

Ein arztliches Zeugnis muss die FEM unter Beriicksichtigung der Behinderung des Kindes fiir notwendig
erachten und beflirworten (§ 167 Absatz 6 FamFG). Der Arzt muss das Kind personlich untersuchen
und befragen. Ein Zeugnis nach Aktenlage genligt nicht. In der Regel soll das arztliche Zeugnis von ei-
nem Arzt fur Kinder- und Jugendpsychiatrie oder -psychotherapie erteilt werden. Unter Umstdanden
geniigt auch ein Zeugnis eines Haus- oder Kinderarztes. Das im Anhang abgedruckte ,,Muster fiir eine
arztliche Stellungnahme” gibt Hinweise dazu, welche Aussagen das arztliche Zeugnis enthalten sollte.

10. Wird das Kind im Verfahren angehort?

Der Richter muss sich von dem Kind im Rahmen einer Anhérung einen eigenen Eindruck verschaffen,
um unter Abwagung aller vorliegenden Erkenntnisse und Nachweise eine Entscheidung lber die bean-
tragte FEM treffen zu kénnen. In der Regel wird die Anhdrung in der Einrichtung stattfinden, in der sich
das Kind befindet und in der die beantragte FEM vorgenommen werden soll. Zu der Anhérung werden
auch die gesetzlichen Vertreter, in der Regel also beide Eltern, geladen. Anwesend sind bei der Anho-
rung in der Regel auch die Mitarbeiter, die das Kind in der Einrichtung betreuen.

11. Unter welcher Voraussetzung und fiir welchen Zeitraum wird eine FEM genehmigt?

Das Familiengericht genehmigt die MaRnahme, wenn sie zum Wohl des Kindes, insbesondere zur Ab-
wendung einer erheblichen Selbst- oder Fremdgefdahrdung, erforderlich ist. Die Hochstdauer der FEM
betragt in der Regel sechs Monate. In Ausnahmefallen, z.B. wenn ein dauerhaft korperlich schwerstbe-
hindertes Kind vor einer Selbstgefahrdung durch Stiirze aus einem Rollstuhl oder Bett gesichert wer-
den muss, kann sie bis zu einem Jahr betragen.

12. Welche Kosten entstehen durch das Verfahren?

In dem familiengerichtlichen Verfahren fallen keine Gerichtsgebiihren und Auslagen an. Kosten fiir den
Verfahrensbeistand werden in der Regel ebenfalls nicht erhoben. Lediglich die Kosten fiir das arztliche
Attest missen die Eltern selber tragen.
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Anhang
Musterantrag auf Genehmigung freiheitsentziehender MaRnahmen

Name und Anschrift
der/des gesetzlichen Vertreter des Kindes

An das Amtsgericht

- Familiengericht —

Antrag auf Genehmigung von freiheitsentziehenden MaRBnahmen (FEM)
Sehr geehrte Damen und Herren,

ich/wir bin/sind der/die gesetzliche/n Vertreter fiir das Kind , geboren am
, wohnhaft in

Das Kind halt sich tagstiber von Uhr bis Uhr in der Einrichtung auf/lebt
in der Einrichtung

Gemal § 1631b Absatz 2 BGB bitte/n ich/wir folgende freiheitsentziehende MaRBnahmen zu
genehmigen:

Gurt am Rollstuhl

Tisch/Brett am Rollstuhl
Time-Out-Raum

zeitweises Versperren der Zimmertir
Bettgitter

Bauchgurt im Bett

Fixierung folgender Extremitaten:

Ooo0ooooaogao

Die Malihahme ist erforderlich

| taglich in der Zeit von Uhr bis Uhr
| standig
O nur bei besonderen Unruhezustanden

Begriindung fiir die Erforderlichkeit der FEM:
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Folgende, weniger einschneidende FEM wurden getestet, aber nicht fiir geeignet erachtet, die
Gefahr abzuwenden:

Das Kind kann sich zur beabsichtigten Freiheitsentziehung auBern:
O ja
O nein

Mit freundlichen GriRRen

Ort, Datum/Mutter Ort, Datum/Vater
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Muster fiir eine arztliche Stellungnahme

Arztliche Stellungnahme zu der/den beantragten freiheitsentziehenden MaRnahme/n fiir
das Kind , geboren am

Letzter Untersuchungstermin:

Aus medizinischer Sicht ist / sind die vorgesehene/n freiheitsentziehende/n MaRnahme/n
| notwendig, weil

i nicht notwendig
O Diagnose (korperliche und/oder geistige und/oder seelische Behinderung bzw. psychi-

sche Krankheit)

Das Kind ist o einwilligungsfahig O nicht einwilligungsfahig

Ist innerhalb des nachsten Jahres mit einer Besserung der attestierten Behinderung bzw.
Krankheit zu rechnen?
Oja o Nein

Weitere Bemerkungen:

Der/Die sachverstindige Person ist:

O Arzt fiir Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie oder
| Allgemeinarzt / Kinderarzt oder
O sonstige

Ort, Datum / sachverstindige Person und Namensstempel
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Spenden

Der Bundesverband fiir korper- und mehrfachbehinderte Menschen e.V. ist ein gemeinniitziger Verein,
der sich ausschlieB3lich iber Spenden, Mitgliedsbeitrage und 6ffentliche Zuschiisse finanziert. Wir wr-
den uns freuen, wenn Sie unsere Arbeit durch eine Spende unterstiitzen. Unser Spendenkonto lautet:

Spendenkonto:

Bundesverband flr kdrper- und mehrfachbehinderte Menschen
IBAN: DE69 3702 0500 0007 0342 03

BIC: BFSWDE33XXX

Bank firr Sozialwirtschaft

Bundesverband fiir korper- und mehrfachbehinderte Menschen, Brehmstr. 5-7, 40239 Disseldorf, www.bvkm.de 9


http://www.bvkm.de/

	Freiheitsentziehende Maßnahmen bei
	Kindern in Einrichtungen
	Impressum
	Freiheitsentziehende Maßnahmen bei Kindern in Einrichtungen. Merkblatt zur neuen richterlichen Genehmigungspflicht
	Autoren
	Herausgeber
	Hinweise

	Vorbemerkung
	Abkürzungsverzeichnis
	1. Welche FEM unterliegen der richterlichen Genehmigungspflicht?
	2. Ist die Genehmigungspflicht abhängig vom Aufenthaltsort des Kindes?
	3. Welche Maßnahmen unterliegen keiner richterlichen Genehmigungspflicht?
	4. Wer entscheidet, ob eine FEM angewendet werden soll?
	5. Welches Gericht entscheidet über die Genehmigung der FEM?
	6. Muss die Genehmigung der FEM beantragt werden?
	7. Benötigt das Kind einen Verfahrensbeistand?
	8. Wird das Jugendamt zum Verfahren hinzugezogen?
	9. Muss ein Arzt die FEM befürworten?
	10. Wird das Kind im Verfahren angehört?
	11. Unter welcher Voraussetzung und für welchen Zeitraum wird eine FEM genehmigt?
	12. Welche Kosten entstehen durch das Verfahren?

	Anhang
	Musterantrag auf Genehmigung freiheitsentziehender Maßnahmen
	Muster für eine ärztliche Stellungnahme
	Spenden

